






SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN 
01095 Dresden 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Dr. Matthias Rößler 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 

A„l~e -1 
STAATSMlNlSTERlUM 

DES lNNERN 

Kleine Anfrage des Abgeordneten Enrico Stange, Fraktion DIE LINKE 
Drs.-Nr.: 6/10675 
Thema: Eingriff der Ortspolizei Dresden in den fließenden Verkehr 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt: 

„In der Leipziger Volkszeitung vom 07. September 2017 ist unter der 
Überschrift ,Stadtordnungsdienst: Was läuft in Dresden anders als in 
Leipzig' auf Seite 13 zu lesen: ,In Dresden hält die städtische ,Polizei­
behörde' auch Radfahrer im fließenden Verkehr an, etwa wenn sie oh­
ne Licht fahren - in Leipzig dürfen sie das nicht."' 

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 

Frage 1: 
Ist der Sächsischen Staatsregierung bekannt, dass gemeindliche Voll­
zugsbedienstete der Ortspolizeibehörde Dresden befugt sind, in den 
fließenden Verkehr einzugreifen? 

Frage 2: 
Sind grundsätzlich gemeindliche Vollzugsbedienstete der Ortspolizei­
behörden in Sachsen befugt, in den fließenden Verkehr einzugreifen, 
und wenn ja auf welcher Rechtsgrundlage? 

Frage 3: · 
Welche weiteren Eingriffsbefugnisse (auch über den fließenden Ver­
kehr hinaus) sind gemeindlichen Vollzugsbediensteten auf welcher 
Rechtsgrundlage übertragen und welche sind ausgeschlossen? 

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 bis 3: 

Das Sächsische Staatsministerium des Innern hat nach § 80 Abs. 1 Satz 2 
Sächsisches Polizeigesetz durch Rechtsverordnung festgelegt, auf welchen 
Gebieten polizeiliche Vollzugsaufgaben einschließlich des unmittelbaren 
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Zwangs auf einen gemeindlichen Vollzugsdienst (GVD) im Freistaat Sachsen übertra­
gen werden können. § 1 der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des In­
nern über die Wahrnehmung polizeilicher Vollzugsaufgaben durch gemeindliche Voll­
zugsbedienstete enthält einen enumerativen Katalog (Anlage 1). Darin ist lediglich in 
Nummer 1 die Überwachung des ruhenden Straßenverkehrs geregelt. Eine Zuständig­
keit für die Überwachung des fließenden Straßenverkehrs ergibt sich demnach für den 
GVD auf dieser Grundlage ni~ht. Eine solche Befugnis ergibt sich auch nicht aus dem 
Straßenverkehrsrecht, da gemäß § 36 Abs. 5 Straßenverkehrsordnung nur die Polizei 
ini formellen Sinn - mithin in Sachsen nur der Polizeivollzugsdienst mit seinen Polizei­
bediensteten - zur Überwachung des fließenden Verkehrs befugt ist. 

Anders ist die Zuständigkeit bei der Verfolgung und Ahndung von begangenen Ver-
. kehrsverstößen nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz· (OWiG) geregelt. § 1 der oben 
genannten Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern regelt die 
Wahrnehmung gefahrenabwehrender, aber nicht repressiver Aufgaben. 

Gemäß § 163b Abs. 1 der Strafprozessordnung (StPO), welcher bei Ordnungswidrig­
keiten gemäß § 46 Abs. 1 bzw. § 53 Abs. 1 OWiG entsprechend anwendbar ist, darf 
die gemeindliche Verwaltungsbehörde nach §§ 35, 36 Abs. 2 OWiG, § 2 oder 3 der 
Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über Zuständigkeiten nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten (Anlage 2) im Rahmen des Bußgeldverfahrens die Identität 
des Betroffenen durch Festhalten feststellen; das Festhalten umfasst auch das Anhal­
ten eines Verkehrsteilnehmers im fließenden Verkehr unter strenger Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. Allerdings muss zeitlich vor dem Anhalten eine 
tatsächliche Verdachtslage bestehen, welche eine begangene Ordnungswidrigkeit des 
Betroffenen als möglich erscheinen lässt. Diese Verdachtslage darf nur beobachtet, 
aber nicht im Wege einer systematischen Verkehrsüberwachung im Sinne des Stra­
ßenverkehrsrechts (siehe 1. Absatz) festgestellt werden. § 163b StPO knüpft ebenso 
wie§ 53t Abs. 1 OWiG an eine Polizei im materiellen Sinn an, worunter auch die Orts­
polizeib1~hörden im Freistaat Sachsen fallen. Innerhalb der Ortspolizeibehörden hängt 
die wetere ~ständigkeit von der Behördenorganisation ab, so dass mit dem Vollzug 
des O.;!JiG ~ei Verkehrsverstößen im fließenden Straßenverkehr der GVD beauftragt 
werd,. kaQh. 

Miff unt h~n Grüßen 

Ma~ku

1
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2
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VO Wahrnehmung polizeiliche Vollzugsaufgaben 

Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 

über die Wahrnehmung polizeilicher Vollzugsaufgaben durch gemeindliche 
Vollzugsbedienstete 
Vom 19. September 1991 

Auf Grund von § 63 des Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen (SächsPo!G) vom 30. Juli 1991 
(SächsGVBI. S. 291) wird verordnet: 

§1 
Übertragbare Aufgaben 

Die Ortspolizeibehörden können gemeindlichen Vollzugsbediensteten polizeiliche Vollzugsaufgaben 
auf folgenden Gebieten übertragen: · 

1 . Überwachung des ruhenden Straßenverkehrs, 

2. Vollzug von Satzungen, Orts- und Kreispolizeiverordnungen, 

3. Vollzug der Vorschriften über ~ie Beseitigung von Abfällen, 

4. Vollzug der Vorschriften über das Sammlungswesens, 

5. Schutz öffentlicher Grünanlagen, Erholungseinrichtungen, Kinderspielplätze urid anderer dem 
öffentlichen Nutzen dienender Anlagen und Einrichtungen gegen Beschädigung, Verunreinigung und 
mißbräuchliche Benutzung, 

6. Vollzug der Vorschriften über das Reisegewerbe und das Marktwesen, 

7. Vollzug der Vorschriften über die Sperrzeit und den Ladenschluß, 

8. Vollzug der Vorschriften über Sondernutzungen an öffentlich~.n Straßen oder 

9. Vollzug der Vorschriften zum Schutze der Bevölkerung vor gefährlichen Hunden. 

Die Zuständigkeit des Polizeivollzugsdienstes bleibt unberührt. 1 

§2 
Öffentliche Bekanntmachung 

Die Ortspolizeibehörden machen öffentlich bekannt, welche polizeilichen Vollzugsaufgaben.im Sinne 
des § 1 auf gemeindliche Vollzugsbedienstete übertragen sind. 

§3 
1 n krafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Dresden, den 19. September 1991 

Der Staatsminister des Innern 
Dr. Rudolf Krause 

§ 1 Nr. 9 eingefügt durch Verordnung vom 23. August 2001 (SächsGVBI. S. 577) 

Änderungsvorschriften 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur Änderung der Verordnung über die 
Wahrnehmung polizeilicher Vollzugsaufgaben durch gemeindliche Vollzugsbedienstete 
. vom 23. August 2001 {SächsGVBI. S. 577) 
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Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung 

Verordnung 
der Sächsischen Staatsregierung 

über Zuständigkeiten nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung - OWiZuVO) 

Vom 16. Juni 2014 

Es wird verordnet aufgrund von 

1. § 36 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBI. 1 S. 602), das zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 1 O. Oktober 2013 (BGBI. 1 
S. 3786, 3796) geändert worden ist, in der_jeweiJs geltenden Fassung, 

2. § 127 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. März 2014 (SächsGVBI. S. 146), die durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
2. April 2014 (SächsGVBI. S. 234, 237) geändert worden ist, 

3. § 26 Abs. 1 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 
(BGBI. 1 S. 310,919), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBI. 1 S. 3313) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

4. § 19 Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes über das Meß- und Eichwesen (Eichgesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. März 1992 (BGBI. 1 S. 711 ), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
7. März 2011 (BGBI. 1 S. 338) geändert worden ist, 

5. § 61 Abs. 3 Satz 1 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. August 1990 (BGBI. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 147 des Gesetzes vom 7. August 2013 
(BGBI. 1 S. 3154, 3159) geändert worden ist, in der jeweils gellenden Fassung, 

6. § 8 Abs. 3 des Gesetzes über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter 
Kraftfahrzeuge für den Güterkraft- oder Personenverkehr (Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz­
BKrFQG) vom 14. August 2006 (BGBI. 1 S. 1958), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
17. Juni 2013 (BGBI. 1 S. 1558, 1560) geändert worden ist, und 

7. § 21 Abs. 1 Satz 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) vom 22. Juni 1998 (BGBI. 1 S. 1485), das 
zuletzt durch Artikel aa des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBI. 1 S. 3313, 3325) geändert worden ist: 

§1 
Geltungsbereich 

Die sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach Bundesrecht bestimmt sich nach dieser Verordnung, soweit sie nicht durch Bundesrecht oder Landesgesetz 
geregelt ist. 

§2 
Zuständigkeiten der Landkreise und Kreisfreien Städte 

Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Bundesrecht sind die Landkreise und Kreisfreien 
Städte zuständig, soweit in dieser Verordnung oder einer Verordnung nach§ 16 nichts anderes bestimmt ist. Die 
Aufgaben sind Weisungsaufgaben. Das Weisungsrecht ist nicht beschränkt. 

§3 
Zuständigkeiten der Gemeinden 

(1) Die Gemeinden sind zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Gesetz über Personalausweise und den elektronischen Identitätsnachweis (Personalausweisgesetz 
- PAuswG) vom 18. Juni 2009 (BGBI. 1 S. 1346), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 13 und Artikel 4 
Abs. 1 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3161 ), in der jeweils· geltenden Fassung, 

2. dem Paßgesetz (PaßG) vom 19. April 1986 (BGBI. 1 S. 537), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 25. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2749, 2755), 

3. den §§ 144, 145 und 146 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Februar 1999 (BGBI. 1 S. 202), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6·. September 2013 
(BGBI. l S. 3556, 3557) und 

4. § 8 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am 
Menschen (NiSG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2433), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
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3. § 58 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 
(BGBI. 1 S. 698), das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 175 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154, 
3198) geändert worden ist, 

4. § 20 Abs. 1 des Luftsicherheitsgesetzes (LuftSiG) ·vom 11 . Januar 2005 (BGBI. 1 S. 78), das zuletzt durch 
Artikel 2 Abs. 180 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3199) geändert worden ist, 

5. dem Gesetz Ober den Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz - AMG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005 (BGBI. 1 S. 3394), zuletzt geändert durch Artikel 2a des 
Gesetzes vom 27. März 2014 (BGBI. 1 S. 261, 262 und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, soweit sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

6. dem Gesetz Ober die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens Heilmittelwerbegesetz - HWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 1994 (BGBI. 1 S. 3068), zuletzt geändert durch Artikel 1 a 
-des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3108, 3110), 

7. § 147 der Gewerbeordnung, soweit nicht nach§ 7 Abs. 2 Nr. 11 und Abs. 3 das Sächsische Oberbergamt 
zuständig ist, 

8. dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit vom 
12. Dezember 1973 (BGBI. 1 S. 1885), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 5 des Gesetzes vom 
20. April 2013 (BGBI. 1 S. 868, 914, soweit nicht nach§ 7 Abs. 2 Nr. 7 das Sächsische Oberbergamt 
zuständig ist, 

9. dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vom 6. Juni 1994 (BGBI. 1 S. 1170, 1171 ), zuletzt g_eändert durch Artikel 3 
Abs. 6 des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBI. 1 S. 868, 914), und den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht nach§ 7 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 das Sächsische 
Oberbergamt zuständig ist, 

10. dem Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz ­
ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. 1 S. 1246), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
19. Oktober 2013 (BGBI. 1 S. 3836, 3847), und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, soweit nicht nach § 7 Abs. 2 Nr. 12 und Abs. 3 das Sächsische Oberbergamt 
zuständig ist, · 

11. dem Gesetz über das Fahrpersonal von Kraftfahrzeugen und Straßenbahnen (Fahrpersonalgesetz -
FPersG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. 1 S. 640), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juni 2013 (BGBI. 1 S. 1558, 1559), und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

12. dem Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz- JArbSchG) vom 
12. April 1976 (BGBI. 1 S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juni 2013 (BGBI. 1 
S. 1558, 1559), und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 9 und Abs. 3 das Sächsische Oberbergamt zuständig ist, 

13. dem Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz- MuSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBI. I S. 2318), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2012 (BGBI. 1 S. 2246, 2261 ), und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, soweit nicht nach § 7 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 3 das Sächsische Oberbergamt 
zuständig ist, 

14. dem Heimarbeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 804·1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 225 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. 1 
S. 2407, 2434), In der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, 

15. dem Gesetz über die Bereitstellung von Produkten auf dem Markt (Produktsicherheitsgesetz- ProdSG) 
vom 8. November 2011 (BGBI. 1 S . 2178, 2179, 2012 1 S. 131 ), in der jeweils geltenden Fassung, und den 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

16. dem Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren 
(Atomgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBI. 1 S. 1565), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBI. I S. 3313, 3324), in der jeweils geltenden 
Fassung, soweit sich die dort genannten Ordnungswidrigkeiten auf Vorschriften der Verordnung über den 
Schutz vor Schäden durch Röntgenstrahlen (Röntgenverordnung - RöV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. April 2003 ·(BGBI. 1 S. 604), geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 
4. Oktober 2011 (BGBI. 1 S. 2000, 2048), in der jeweils geltenden Fassung, beziehen, 

17. dem Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäubungsmittelgesetz- BtMG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. März 1994 (BGBI. 1 S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 2 und Artikel 4 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3159, 3200), in der jeweils geltenden Fassung, und den 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie für den Vollzug der verletzten 
Vorschrift zuständig ist, 
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18. § 32 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 2 in Verbindung mit§ 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 des Gesetzes zur Regelung des 
Transfusionswesens (Transfusionsgesetz - TFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. August 2007 (BGBI. 1 S. 2169), das durch Artikel 12 des Gesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 1990, 
2012) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

19. dem Gesetz über das Apothekenwesen (Apothekengesetz - ApoG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 1980 (BGBI. 1 S. 1993), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2013 
(BGBI. 1 S. 2420), in der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, 

20. dem Gesetz zum Schutze der Auswanderer und Auswanderinnen (Auswandererschutzgesetz-AuswSG), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. März 2013 (BGBI. 1 S. 443), in der jeweils geltenden 
Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

21. dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBI. 1 S. 931 ), zuletzt geändert durch Artikel 22 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749, 2758), in der jeweils geltenden Fassung, soweit in 
dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, 

22. dem Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BlmSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung· vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 1943), in der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

23. dem Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen (Treibhausgas­
Emissionshandelsgesetz - TEHG) vom 21. Juli 2011 (BGBI. 1 S. 1475), zuletzt geändert durch Artikel 2 und 
Artikel 4 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGB!. 1 S. 3154, 3159, 3200), in der jeweils geltenden 
Fassung, soweit sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

24. dem Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz- ChemG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Juli 2008 (BGBI. 1 S. 1146), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. August 2013 (BGBI. 1 S. 3498, 3991 ), in der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig 
ist, 

25. dem Gesetz über die Rechtsstellung vorgeprüfter Apothekeranwärter (ApoAnwRstG) vom 
4. Dezember 1973 (BGBI. 1 S. 1813), geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 27. April 2002 (BGBI. 1 
S. 1467, 1474), in der jeweils geltenden Fassung, 

26. dem Tierseuchengesetz (TierSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juni 2004 (BGBI. 1 
S. 1260, 3588), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 112 und Artikel 4 Abs. 88 des Gesetzes vom 
7. August 201 (BGBI. 1 S. 3154, 3183, 3207), in der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig 
ist, 

27. dem Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (TlerNebG) vom 25. Januar 2004 (BGBI. 1 S. 82), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 91 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 3044, 3052), in 
der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 
soweit sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

28. dem Tierschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBI. 1 S. 1206, 1313), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 90 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3207), in der 
jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit 
sie für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

29. dem Gesetz über Medizinprodukte (Medizinproduktegesetz- MPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. August 2002 (BGBI. 1 S. 3146), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 62 des Gesetzes vom . 
7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3205), in der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht nach§ 9 Nr. 3 der Staatsbetrieb für Mess- und 
Eichwesen zuständig ist, 

30. § 20 des Gesetzes über die Spende, Entnahme und Übertragung von Organen und Geweben 
(Transplantationsgesetz- TPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2007 (BGBI. 1 
S. 2206), das zuletzt durch Artikel 5d des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2423, 2429) geändert 
worden ist, ln der jeweils geltenden Fassung, 

31 . dem Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe (Sprengstoffgesetz - SprengG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBI. I S. 3518), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 67 des 
Gesetzes vom 7. August2013 (BGBI. I S. 3154, 3205), in der jeweils geltenden Fassung, und den 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 
das Sächsische Oberbergamt zuständig ist, 

32. dem Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter (Gefahrgutbeförderungsgesetz- GGBefG) vom 
6. August 1975 (BGBI. 1 S. 2121 ), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 148 des Gesetzes vom 
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7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3191 ), in der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Abs. 3 das Sächsische 
Oberbergamt zuständig i~t, 

33. den §§ 3 und 4 des Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts 
(Wirtschaftsstrafgesetz 1954) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 1975 (BGBI. I S. 1313), das 
zuletzt durch Artikel 55 des Gesetzes vom 8. Dezember 201 o (BGBI. 1 S. 1864, 1872) geändert worden ist, 
In der jeweils geltenden Fassung, soweit es sich nicht um Zuwiderhandlungen gegen die 
Preisangabenverordnung (PAngV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Oktober 2002 (BGBI. 1 
S. 4197), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 20. September 2013 (BGBI. 1 S. 3642, 3660), 
in der jeweils geltenden Fassung, handelt, 

34. § 8 des Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter 
Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Umsetzung und Durchführung anderer 
Rechtsakte der Europäischen Union in Bezug auf Bauprodukte (Bauproduktengesetz- BauPG) vom 
5. Dezember 2012 (BGBI. 1 S. 2249, 2450), in der jeweils geltenden Fassung, 

35. dem Gesetz über die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte 
(Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz- EVPG) vom 27. Februar 2008 (BGBI. 1 S. 258); geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1388,1391 ), in der jeweils geltenden Fassung, 
und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

36: der Verordnung zur arbeitsmedizinischen vorsorge (ArbMedVV) vom 18. Dezember 2008 (BGBI. 1 

S. 2768), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 23. Oktober 2013 (BGBI. 1 S. 3882), in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit nicht na:ch § 7 Abs. 2 Nr. 14 und Abs. 3 das Sächsische Oberbergamt 
zuständig ist, 

37. § 16 Abs. 1 und 2 Nr. 1 des Telemediengesetzes (TMG) vom 26. Februar 2007 (BGBI. 1 S. 179), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31 . Mai 2010 (BGBI. 1 S. 692) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, 

38. § 26 des Gesetzes über genetische Untersuchungen bei Menschen (Gendiagnostikgesetz- GenDG) vom 
31. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2529, 3672), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 31 und Artikel 4 Abs. 18 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3166, 3201) in der jeweils geltenden Fassung und 

39. § 17 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit§ 2 Absatz 1 Nummer 12 des Geldwäschegesetzes vom 
13. August 2008 (BGBI. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 346 der Verordnung vom 31. August2015 

(BGBI. 1 S. 1474) geändert worden Ist, in der jeweils geltenden Fassung. 1 

§5 
Zuständigkeiten des Staatsbetriebes Sachsenforst 

Der Staatsbetrieb Sachsenforst ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

1. § 23 Abs. 2 Nr. 1 O Buchst. b und Nr. 11 .des Forstvermehrungsgutgesetzes (FoVG) vom 22. Mai 2002 
(BGBI. 1 S. 1658), das zuletzt durch Artikel 37 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBI. 1 S. 1934, 1944) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fa.ssung, in dem Umfang der übertragenen Aufgaben nach 
§ 37 Abs. 4 Satz 3 des Waldgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsWaldG) vom 1 O. April 1992 
(SächsGVBI. S. 137), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juni 2012 (SächsGVBI. S. 308,318) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

2. dem Gesetz zum Ausgleich von Auswirkungen besonderer Schadensereignisse in der Forstwirtschaft 
(Forstschäden~Ausgleichsgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1985 (BGBI. 1 
S. 1756), zuletzt geändert durch Artikel 1 O des Gesetzes vom 1. November 2011 (BGBI. 1 S. 2131, 2142), 
in der jeweils geltenden Fassung, u_nd 

3. dem Berufsbildungsgesetz für die Berufsbildung der Forstwirte. 

§6 
Zuständigkeiten des Landesamtes für Umwelt, 

Landwirtschaft und Geologie 

(1) Das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Düngegesetz vom 9. Januar 2009 (BGBI. 1 S. 54, 136), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. März 2012 (BGBI. 1 S. 481 ), in der jeweils geltenden Fassung, 

2. dem Saatgutverkehrsgesetz (SaatG) In der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 2004 (BGBI. 1 
S. 1673), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 84 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154), in 
der jeweils geltenden Fassung, 
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3. dem Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz- PflSchG) vom 6. Februar 2012 
(BGBI. 1 S. 148, 1281 ), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 87 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 
S. 3154, 3182, 3206), in der jeweils geltenden Fassung, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift 
zuständig ist, 

4. dem Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7842-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 198 der Verordnung vom 31 . Oktober 2006 (BGBI. 1 S. 2407, 2431 ), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

5. dem Fleischgesetz vom 9. April 2008 (BGBI. I S. 714, 1025), zuletzt geändert durch Artlkel 4 Abs. 91 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3184, 3207), in der jeweils geltenden Fassung, 

6. dem Tierzuchtgesetz (TierZG) vom 21 . Dezember 2006 (BGBI. 1 S. 3294), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 85 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. l S. 3044, 3052), in der jeweils geltenden Fassung, 

7. dem Gesetz über Meldungen über Marktordnungswaren in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. November 2008 (BGBI. 1 S. 2260), geändert durch Artikel 25 des Gesetzes vom 9. Dezember 201 0 
(BGBI. 1 S. 1934, 1942), in der jeweils geltenden Fassung, 

8. dem Handelsklassengesetz (HdlKIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. November 1972 
(BGBI. 1 S. 2201 ), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2722, 
2747), In der jeweils geltenden Fassung, 

9. dem Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen 
(Marktorganisationsgesetz- MOG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juni 2005 (BGBI. 1 
S. 1847), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 93 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 
3184, 3207), in der jeweils geltenden Fassung, 

10. dem Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen 
Union über die besondere Etikettierung von Rindfleisch und Rlndfleischerzeugnissen und über die 
Verkehrsbezeichnung und Kennzeichnung von Fleisch von bis zu zwölf Monate alten Rindern 
(Rindfleisc'hetikettierungsgesetz- RiFIEtikettG) vom 26. Februar 1998 (BGBI. 1 S. 380), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 Abs. 94 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3184, 3207), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

11. dem Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft über die Etikettierung von 
Fischen und Fischereierzeugnissen (Fischetikettierungsgesetz - FischEtikettG) vom 1. August 2002 
(BGBI. 1 S. 2980), zuletzt geändert durch Artikel 207 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. 1 
S. 2407, 2432), in der jeweils geltenden Fassung, 

12. dem Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Union auf dem Gebiet des ökologischen 
Landbaus (Öko-Landbaugesetz-ÖLG) vom 7. Dezember 2008 (BGBI. 1 S. 2358), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 7. September 2013 (BGBI. 1 S. 3563), in der jeweils geltenden Fassung, 

13. dem Gesetz zur Einführung und Verwendung eines Kennzeichens für Erzeugnisse des ökologischen 
Landbaus (Öko-Kennzeichengesetz-ÖkoKennzG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Januar 2009 (BGBI. I S. 78), geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 9. Dezember 201 O (BGBI. 1 
S. 1934, 1943), in der jeweils geltenden Fassung, 

14. dem Gesetz über die Registrierung von Betrieben zur Haltung von Legehennen 
(Legehennenbetriebsreglstergesetz- LegRegG) vom 12. September 2003 (BGBI. 1 S. 1894), zuletzt 
geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 9. Dezember 201 O (BGBI. 1 S. 1934, 1939), in der jeweils 
geltenden Fassung, 

15. dem Rennwett- und Lotteriegesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 611-14, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 und 4 des Gesetzes vom 
29. Juni 2012 (BGBI. 1 S. 1424, 1425, 1426, 1427; 2013 12236), in der jeweils geltenden Fassung, 

16. dem Ernährungsvorsorgegesetz (EVG) vom 20. August 1990 (BGBI. 1 S. 1766), zuletzt geändert durch 
Artikel 186 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 '(BGBI. 1 S. 2407, 2429), in der jeweils geltenden 
Fassung, · 

17. dem Gesetz über die Sicherstellung der Versorgung mit Erzeugnissen der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft (Ernährungssicherstellungsgesetz - ESG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1990 (BGBI. 1 S. 1802), zuletzt geändert durch Artikel 182 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 .(BGBI. 1 S. 2407, 2431 ), in der jeweils geltenden Fassung, 

18. dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Marktstruktur im Agrarbereich (Agrarmarktstrukturgesetz­
AgrarMSG) vom 20. April 2013 (BGBI. 1 S. 917), in der jeweils geltenden Fassung, 

19. dem Berufsbildungsgesetz- BBiG vom 23. März 2005 (BGBI. I S. 931 ), zuletzt geändert durch Artikel 22 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2749, 2758), in der jeweils geltenden Fassung, für die 
Berufsbildung in Berufen der Landwirtschaft und der Hauswirtschaft und 

20. dem Gesetz über die Durchforschung des Reichsgebietes nach nutzbaren Lagerstätten 
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(Lagerstättengesetz)' in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 750-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 10. November 2001 (BGBI. 1 

S. 2992, 2999), in der jeweils geltenden Fassung, soweit es für den Vollzug nach § 1 der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft und des Sächsischen Staatsministeriums 
für Wirtschaft und Arbeit über die Zuständigkeit nach dem Lagerstättengesetz (LgstGZuVO) vom 
19. Dezember 2006 (SächsGVBI. S. 559), geändert durch Verordnung vom 23. Mai 2008 (SächsGVBI. 
S. 435), in der jeweils geltenden Fassung, zuständig ist, 

und den aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen. 

(2) Das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie ist darüber hinaus zuständig für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach§ 9 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über Milch, Milcherzeugnisse, 
Margarineerzeugnisse und_ ähnliche Erzeugnisse (Milch- und Margarinegesetz) vom 25. Juli 1990 (BGB!. 1 
S. 14 71 ), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. April 2013· (BGBI. 1 S. 917, 920) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, in Verbindung mit · 

1. § 17 Abs. 1 Nr. 1 Alternative 2, Nr. 3 und 4 sowie Abs. 2 der Verordnung über Butter und andere 
Milchstreichfette (Butterverordnung) vom 3. Februar 1997 (BGB!. 1 S. 144), die zuletzt durch Artikel 20 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2722, 2747) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. § 31 Abs. 2 Nr. 3, Ba und 9 sowie Abs. 3 der Käseverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Aprll 1986 (BGBI. 1 S. 412), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. 1 
S. 2722, 27 46) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie ist weiterhin zuständig für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

1. a} § 62 Abs. 1 Nr. 2 und 7 BlmSchG in Verbindung mit§ 21 Abs. 1 Nr. 3 bis 12, 14 und 15 sowie 
Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Nr. 3 bis 12, 14 und 15 der Zwölften Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall0Verordnung - 12. BlmSchV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vpm 8. Juni 2005 (BGB!. 1 S. 1598), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 14. August 2013 (BGBI. 1 S. 3230) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung.und 

b) § 62 Abs. 2 Nr. 4 und 5 BlmSchG, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 
sowie 

2. dem Atomgesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, ausgenommen die 
Röntgenverordnung, soweit nicht nach§ 11 Abs. 2 Nr. 1 das Staatsministerium für Umwelt und 
Landwirtschaft zuständig ist. 

§7 
Zuständigkeiten des Sächsischen Oberbergamtes 

(1} Das Sächsische Oberbergamt ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Bundesberggesetz (BBergG) vom 13. August 1980 (BGB!. 1 S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 71 
des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154, 3205}, in der jeweils geltenden· Fassung, und den aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. · 

(2) Das Sächsische Oberbergamt ist, soweit es sich um Betriebe oder Anlagen handelt, die der Bergaufsicht 
unterstehen, zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

2. dem Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig 
ist, 

3. dem Chemikaliengesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit es 
für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

4. § 130 OWiG, 

5. dem Sprengstoffgesetz, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

6. dem Betriebsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2001 (BGBI. 1 
S. 2518), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBI. 1 S. 868,914), in 
der jeweil~ geltenden Fassung, 

7. dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 

8. dem Arbeitszeltgesetz, 

. 9. dem Jugendarbeitsschutzgesetz, 

10. dem Mutterschutzgesetz, 
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11. § 147 Gewerbeordnung, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, 

12. dem Arbeitsschutzgesetz, 

13. dem Gefahrgutbeförderungsgesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
und 

14. der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge. 
(3) Das Sächsische Oberberg_amt ist bei unterirdischen Hohlräumen, die nicht der Bergaufsicht unterliegen, 
zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach den in Absatz 2 Nr. 4, 5 und 8 bis 14 
genannten Gesetzen, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschriften zuständig ist. 

§8 
Zuständigkeit des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr 

Das Landesamt für Straßenbau und Verkehr ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Gesetz über das Fahrlehrerwesen (Fahrlehrergesetz - FahrlG) vom 25. August 1969 (BGBI. 1 

S. 1336), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBI. 1 S. 3313, 3321 ), in 
der jeweils geltenden Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

2. dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBI. 1 
S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel ?_des Gesetzes vom 31 . Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1388, 1391 ), in der 
jeweils geltenden Fassung und 

3. dem Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz. 

§9 
Zuständigkeiten des Staatsbetriebes für Mess- und Eichwesen 

Der Staatsbetrieb für Mess- und Eichwesen ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Eichgesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

2. dem Gesetz über Einheiten im Messwesen und die Zeitbestimmung (Einheiten- und Zeitgesetz -
EinhZeitG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1985 (BGBI. 1 S. 408), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 Abs. 68 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. 1 S. 3154, 3205), in der jeweils geltenden 
Fassung, und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung, und 

3. § 42 MPG und§ 13 der Verordnung über das Errichten, Betreiben und Anwenden von Medizinprodukten 
(Medizinprodukte-Betreiberverordnung - MPBetreibV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 2002 (BGBI. 1 S. 3396), di.e zuletzt durch Artikel 4 df!S Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. 1 

S. 2326, 2338) geändert worden Ist, in der jeweils geltenden Fassung, soweit er für den Vollzug der 
verletzten Vorschriften zuständig ist. 

§ 10 
Zuständigkeit der Landesuntersuchungsanstalt für das Gesundheits- und Veterinärwesen 

Die Landesuntersuchungsanstalt für das Gesundheits- und Veterinärwesen ist zuständig für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch (Lebensmittel- und 
Futtermittelgesetzbuch - LFGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 2013 (BGBI. 1 S. 1426), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. Mai 2014 (BGBI. i S. 698), in der jeweils 
geltenden Fassung und 

2. dem Gesetz zur Durchführung von Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen 
Union auf dem Gebiet der G~ntechnik und über die Kennzeichnung ohne Anwendung gentechnischer 
Verfahren hergestellter Lebensmittel (EG-Gentechnik-Durchfüh.rungsgesetz- EGGenTDurchfG) vom 
22. Juni 2004 (BGBI. I S. 1244), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 201 0 
(BGBI. 1 S. 1934), in der Jeweils geltenden Fassung, 

soweit sich die Ordnungswidrigkeit auf Futtermittel bezieht. 

§ 11 
Zuständigkeiten der Staatsministerien 

(1) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von 
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Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Börsengesetz ( BörsG) vom.16. Juli 2007 (BGB!. 1 S. 1330, 1351 ), zuletzt geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 4. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 1981 , 2151 ), in der jeweils geltenden Fassung, 

2. dem Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz- EnWG) vom 
7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970, 3621 ), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 
4. Oktober 2013 (BGBI. 1 S. 3746, 3748), in der jeweils geltenden Fassung, und 

3. dem Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften (UBGG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. September 1998 (BGBI. 1 S. 2765), zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 5 des Gesetzes vom 
28. August 2013 (BGBI. 1 S. 3395, 3453), in der jeweils geltenden Fassung. · 

(2) Das Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Atomgesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, mit Ausnahme der 
Röntgenverordnung, soweit es für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist, und 

2. dem Chemikaliengesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit es 
für den Vollzug der verletzten Vorschrift zuständig ist. 

§ 12 
Zuständigkeiten der Staatsanwaltschaften 

Die Staatsanwaltschaften sind zuständig für die Verfolgung und Ahndung von ·Ordnungswidrigkeiten nach 

1. dem Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen (Rechtsdienstleistungsgesetz- RDG) vom 
12. Dezember 2007 (BGBI. 1 S. 2840), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 
(BGBI. 1 S. 3714), in der jeweils geltenden Fassung, und 

2. § 115 OWiG, soweit sich der Gefangene In Gewahrsam von Justizvollzugsanstalten befindet. 

§13 
Zuständigkeiten einzelner Berufskammern 

Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit der Berufsbildung nach dem 
Berufsbildungsgesetz und dem Gesetz zur Ordnung des Handwerks (Handwerksordnung - HwO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. September 1998 (BGB!. 1 S. 3074, 2006 1 S. 2095), zuletzt geändert durch Artikel 19 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2749, 2758), in der jeweils geltenden Fassung, sind zuständig 

1. die Handwerkskammer, in deren Kammerbezirk die Ausbildungsstätte ihren Sitz hat, 

a) in Berufen der Handwerksordnung.und 

b) abweichend von den Nummern 2 bis 9, soweit die Berufsausbildungsvorbereitung, die 
Berufsausbildung und die berufliche Umschulung in Betrieben zulassungspflichtiger Handwerke, 
zulassungsfreier Handwerke und handwerksähnlicher Gewerbe durchgeführt wird, 

2. die Industrie- und Handelskammer, in deren Kammerbezirk die Ausbildungsstätte ihren Sitz hat, für 
nichthandwerkliche Gewerbeberufe, 

3. die Rechtsanwaltskammer Sachsen für Rechtsanwaltsfachangestellte, 

4. die Ländernotarkasse für Notarfachangestellte, 

5. die Steuerberaterkamrper des Freistaates Sachsen für Steuerfachangestellte, 

6. die Sächsische Landesärztekammer für Medizinische Fachangestellte, 

7. die Landeszahnärztekammer Sachsen für Zahnmedizinische Fachangestellte, 

8. die Sächsische Landesapothekerk<1mmer für Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte, 

9. die Sächsische Landestierärztekammer für Tiermedizinische Fachangestellte. 

§ 14 
Zuständigkeiten des Kommunalen Sozialverbandes 

Der Kommunale Sozialverband ist zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 

1. § 21 des Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege (Krankenpflegegesetz- KrPflG) vom 
16. Juli 2003 (BGBI. I S. 1442), das zuletzt durch Artikel 35 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBI. 1 
S. 2515, 2537) geändert worden ist, in der jeweils geltenden fassung, 

2. § 25 des Gesetzes über den Beruf der Hebamme und des Entbindungspflegers (Hebammengesetz­
HebG) vom 4. Juni 1985 (BGBI. 1 S. 902), das zuletz1 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Mai 2013 
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(BGBI. 1 S. 1348, 1356) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

3. § 15 des Gesetzes über die Berufe in der Physiotherapie (Masseur- und Physiotherapeutengesetz­
MPhG) vom 26. Mai 1994 (BGBI. 1S.1084), das zuletzt durch Artikel 45 des Gesetzes vom 
6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2515, 2544) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

4. § 7 des Gesetzes über den Beruf der Ergotherapeutin und des Ergotherapeuten (Ergotherapeutengesetz 
- ErgThG) vom 25. Mai 1976 (BGBI. 1 S. 1246). das zuletzt durch Artikel 50 des Gesetzes vom 
6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2515, 2546) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

5. § 7 des Gesetzes über den Beruf des Logopäden vom 7. Mai 1980 (BGBI. 1 S. 529), das ?'.Uletzt durch 
Artikel 52 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2515, 2547) geändert worden Ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, 

6. § 10 des Gesetzes über den Beruf der Diätassistentin und des Diätassistenten (Diätassistentengesetz -
DiätAssG) vom 8. März 1994 (BGBI. 1 S. 446), das zu.letzt durch Artikel 48 des Gesetzes vom 
6. Dezember 2011 (BGBI. I S. 2515,_2545) geändert worden ist, in der jeweils gellenden -Fassung, 

7. § 12 des Gesetzes über technische Assistenten in der Medizin (MTA-Gesetz- MTAG) vom 2. August 1993 
(BGBI. 1 S. 1402), das zuletzt durch Artikel 41 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2515, 2542) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

8. § 10 des Gesetzes über den Beruf der Orthoptistin und des Orthoptisten (Orthoptistengesetz - OrthoptG) 
vom 28. November 1989 (BGBI. 1 S. 2061 ), das zuletzt durch Artikel 54 des Gesetzes vom 
6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2515, 2548) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassu·ng, 

9. § 9 des Gesetzes über den Beruf der Podologln und des Podologen (Podologengesetz- PodG) vom 
4. Dezember 2001 (BGBI. 1 S. 3320), das zuletzt durch Artikel 56 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 
(BGBI. 1 S. 2515, 2549) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

10. § 12 des Gesetzes über den Beruf der Rettungsassistentin und des Rettungsassistenten 
(Rettungsassistentengesetz- RettAssG) vom 10. Juli 1989 (BGBI. 1 S. 1384), das zuletzt durch Artikel 19 
des Gesetzes vom 2. Dezember 2007 (BGBI. 1 S. 2686, 2722) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, · 

11. § 10 des Gesetzes über den Beruf des pharmazeutisch-technischen Assistenten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 1997 (BGBI. 1 S. 2349), das zuletzt durch Artikel 43 des Gesetzes 
vom 6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2515, 2543) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
und 

12. § 27 des Gesetzes über die Berufe in der Altenpflege (Altenpflegegesetz- AltPflG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBI. 1 S. 1690), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. März 2013 (BGBI. 1 S. 446) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 15 
Zuständigkeit des Sächsischen Datenschutzbeauftragten 

Der Sächsische Datenschutzbeauftragte ist zuständig iür die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach 

1. § 43 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2003 
(BGBI. 1 S. 66), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. August 2009 (BGBI. 1 S. 2814) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

2. § 16 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 TMG, 

3. § 111 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung .. - (8GB IV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. I 
S. 371 O, 3973, 2011 1 S. 363), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBI. I 
S. 3836, 3843) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

4. § 85 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - (SGB 
X) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGB. 1 S. 130), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749; 2754) geändert worden ist, In der jeweils geltenden 
Fassung.und 

5. § 130 OWiG, wenn eine mit Strafe oder Geldbuße bedrohte Verletzung von Pflichten begangen wird, 
deren Einhaltung der Sächsische Datenschutzbeauftragte als Aufsichtsbehörde nach § 38 BDSG zu 
überwachen hat. 

§ 16 
Ermächtigung der Staatsministerien 

Soweit eine Zuständigkeit in den§§ 3 bis 15 dieser Verordnung nicht bestimmt ist, wird die Ermächtigung zum 
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Erlass von Rechtsverordnungen 

1. nach § 36 Abs. 2 Satz 1 OWiG auf die fachlich zuständigen Staatsministerien, 

2. nach§ 26 Abs. 1 Satz 1 StVG auf das Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr übertragen. 

§ 17 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung über Zuständigkeiten nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (Ordnungswidrigkeiten­
Zuständigkeitsverordnung - OWiZuVO) vom 16. Juli 2008 (SächsGVBI. S. 481 ), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 2. April 2014 (SächsGVBI. S. 260,261), außer Kraft. 

Dresden, den 16. Juni 2014 

Der Ministerpräsident 
Stanislaw Tillich 

Der Staatsminister des Innern 
Markus Ulblg 

§ 4 geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. Oktober 2015 (SächsGVBI. S. 627) 

Änderungsvorschriften 

Änderung der Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeltsverordnung 

Art. 2 der Verordnung vom 26. Oktober 2015 (SächsGVBI. S. 627) 
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Landeshauptstadt Dresden 
Ordnungsamt 
Abt. Verwaltung und Bußgeldbehörde 

GZ: 

Bearbeiter: 
Telefon: 
Sitz: 

Datum 

(32.4) 32 0501 

Herr Schröter 
488 5994 
Theaterstr. 11-15 

17.02.2025 

Statistik über die stationären Messanlagen für Dezember.2022 kumulativ 
Nur für den Dienstgebrauch! 

Standort Fahrtrichtung Höhe Geschwindigkeit Rotlicht Geldbußen 
Bergstraße landwärts in Richtung Haus-Nr. 80 6.326 0 222.710,00 € 

Nöthnitzer Straße 
Bautzner Landstraße stadtwärts Weißer Adler 1.135 238 75.025 00 € 
Bautzner Straße landwärts Einmündunq Löwenstr. 4.421 615 290.720 00€ 
Bautzner Straße stadtwärts HS Elbschlösser 6.083 0 248.940 00€ 
Dioooldiswalder Platz landwärts Kreuzuna Marienstr. 0 0 0,00€ 
Dohnaer Straße landwärts Niederlassunq Mercedes Benz 4.118 0 163.375 00€ 
Dohnaer Straße stadtwärts Bus-Hst. Fritz-Meinhardt-Straße 3.418 0 133.030,00 € 
Gottfried-Keller-Straße Cotta Schule am Leutewitzer Park 529 0 20.115 00 € 
Gottfried-Keller-Straße Gorbitz Schule am Leutewitzer Park 415 0 15.490 00 € 
Großenhainer Straße landwärts Pestalozziolatz 574 0 21.51000€ 
Güntzstraße Straßburaer Platz Seniorenwohnheim 454 0 18.730 00 € 
Köniqsbrücker Landstraße landwärts Haus-Nr. 338 2.485 0 107.965 00 € 
Köniqsbrücker Landstraße stadtwärts Haus-Nr. 338 0 0 0 00€ 
Lommatzscher Straße Trachauer Straße 1.136 225 69.610 00 € 
Marienberqer Straße Altenberoer Straße Einmündunq Hellendorfer Straße 1.848 0 72.985 00 € 
Marienberaer Straße Bodenbacher Str. Behindertenwohnheim 1.174 0 50.195 00 € 
Maxim-Gorki-Straße Döbelner Str. Bus-Hst. St. Pauli Friedhof 1.961 0 74.470 00 € 
Maxim-Gorki-Straße Hansastraße Haus-Nr. 17 3.895 0 167.100,00€ 
Meißner Landstraße stadtwärts Kreuzunq Am Urnenfeld 403 256 45.670 00 € 
Pillnitzer Landstraße stadtwärts 1aeaenüber Höhe Haus-Nr. 105 7.251 0 273.010 00 € 
Pirnaer Straße OT Eschdorf Radebera Haus-Nr. 64 4.796 0 208.075 00€ 
Radeburoer Straße stadtwärts Einm. Meinholdstraße 5.939 0 261.065 00€ 
Schlüterstraße in Höhe Einmünduna Heokestraße 371 78 22.910 00 € 
St. Petersburqer Straße Pirnaischer Platz 0 586 66.750 00€ 
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Stauffenbergallee Waldschlößchentunn Höhe Marienallee 
el 

0 518 57.390,00 € 

Waldschlößchenbrücke Altstadt aus Ri. Neustadt 9.352 0 435.105 00 € 
Waldschlößchenbrücke Neustadt aus Ri. Altstadt 3.448 0 155.300 00 € 
Würzbun:ier Straße Chemnitzer Straße Haus-l\lr. 61 2.362 0 99.190,00€ 

Würzburger Straße Münchner Straße Haus-Nr. 61 0 0 0 00€ 
Gesamt: 73.894 2.516 3.376.435 00 € 
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Landeshauptstadt Dresden 
Ordnungsamt 
Abt. Verwaltung und Bußgeldbehörde 

Anl.a9t!. 3 
GZ: (32.4) 32 0501 

Bearbeiter: 
Telefon: 
Sitz: 

Datum 

Herr Schröter 
488 5994 
Theaterstr. 11-15 

17.02.2025 

Statistik über die stationären Messanlagen für Dezember 2023 kumulativ 
Nur für den Dienstgebrauch! 

Standort Fahrtrichtun1:1 Höhe Geschwindiakeit Rotlicht Geldbußen 
Bergstraße landwärts in Richtung Haus-Nr. 80 

Nöthnitzer Straße 
4.629 0 170.860,00 € 

Bautzner Landstraße stadtwärts Weißer Adler 977 273 69.830 00€ 
Bautzner Straße landwärts Einmündunq Löwenstr. 1.974 348 143.411 99€ 
Bautzner Straße stadtwärts HS Elbschlösser 3.947 0 161.485 00 € 
Dinnoldiswalder Platz landwärts Kreuzuna Marienstr. 0 0 0 00€ 
Dohnaer Straße landwärts Niederlassuna Mercedes Benz 2.164 0 92.195 00 € 
Dohnaer Straße stadtwärts Bus-Hst. Fritz-Meinhardt-Straße 2.859 0 116.595 00 € 
Gottfried-Keller-Straße Cotta Schule am Leutewitzer Park 0 0 0 00€ 
Gottfried-Keller-Straße Gorbitz Schule am Leutewitzer Park 299 0 11.125 00 € 
Großenhainer Straße landwärts Pestalozziolatz 668 0 27.330 00€ 
Güntzstraße Straßburaer Platz Seniorenwohnheim 19.470 0 853.365 00 € 
Köniasbrücker Landstraße landwärts Haus-Nr. 338 2.385 0 106.030 00€ 
Köniasbrücker Landstraße stadtwärts Haus-Nr. 338 0 0 0,00€ 
Lommatzscher Straße Trachauer Straße 536 169 40.10500€ 
Marienberaer Straße Altenberaer Straße Einmünduna Hellendorfer Straße 957 0 37.485 00€ 
Marienberaer Straße Bodenbacher Str. Behindertenwohnheim 1.178 0 51.645 00 € 
Maxim-Gorki-Straße Döbelner Str. Bus-Hst. St. Pauli Friedhof 1.457 0 63.305 00€ 
Maxim-Gorki-Straße Hansastraße Haus-Nr. 17 3.216 0 139.485 00 € 
Meißner Landstraße stadtwärts Kreuzuna Am Urnenfeld 386 259 46.760 50€ 
Pillnitzer Landstraße stadtwärts aeaenüber Höhe Haus-Nr. 105 7.480 0 283.775,00 € 
Pirnaer Straße OT Eschdorf Radebera Haus-Nr. 64 3.720 0 163.475 00 € 
Radeburaer Straße stadtwärts Einm. Meinholdstraße 3.637 0 165.455 00 € 
Schlüterstraße in Höhe Einmündunq Heokestraße 189 72 16.945 00 € 
St. Petersburaer Straße· Pirnaischer Platz 4.873 850 286.875 00€ 
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Stauftenbergallee Waldschlößchentunn Höhe Marienallee 
el 

5.830 1.161 382.150,00 € 

Waldschlößchenbrücke Altstadt aus Ri. Neustadt 8.998 0 488.740 00€ 

Waldschlößchenbrücke Neustadt aus Ri. Altstadt 3.169 0 158.480,00 € 

Würzburqer Straße Chemnitzer Straße Haus-Nr. 61 1.690 0 71.700,00 € 

WürzburQer Straße Münchner Straße Haus-Nr. 61 0 0 0 00€ 

Gesamt: 86,688 3.132 4.148.607.49 € 
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